
Für das Nachschlagewerk!
Für die Fachpresse 1
Für die Amtliche Sammlung!

Ja
Ja
Nein.

Gesetz: BGB § 130 Abs. 1

Leitsätze:
1. Eine schriftliche Kündigung ist nach §130 Abs. 1 BGB zugegangen, sobald sie in verkehrsüblicher Art 

in die tatsächliche Verfügungsgewalt des Empfängers 
oder eines anderen, der ihn in der Empfangnahme von 
Briefen vertreten konnte, gelangt und ihm dadurch 
die Möglichkeit der Kenntnisnahme verschafft ist.
Es kommt dann nicht darauf an, wann der Empfänger 
von dem Kündigungsschreiben tatsächlich Kenntnis 
genommen hat oder ob er daran aus besonderen Grün­
den zunächst gehindert war.

2. Ein Vermieter ist nach der Verkehrsauffassung als 
ermächtigt anzusehen, BriefSendungen für seinen 
Mieter entgegenzunehmen.

3. Auch ein Einschreibebrief ist dem Empfänger schon 
dann zugegangen, wenn seinem Vermieter kein Be- 
nachrichtigungsZettel, sondern der Brief selbst 
ausgehändigt wird.

Aktenzeichen: 2 AZR 619/74-
Urteil des BAG vom 16. Januar 1976 LAG Baden-Württemberg

(Freiburg)
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2 AZR 619/74
R Sa 81/74 Baden-Württemberg 

(Freiburg)
Urteilstenor 
zugestellt am 
16. Januar 1976
gez. Kistner,
Angestellteals Urkundsbeamtinder Geschäftsstelle

Im Namen des Volkes! 

Urteil

In Sachen

pp.

hat der Zweite Senat des Bundesarbeitsgerichts gemäß § 128 
Abs. 2 ZPO in der Sitzung vom 15* Januar 1976 durch den 
Richter Hillebrecht als Vorsitzenden, die Richter Roeper 
und Dr. Jobs sowie die ehrenamtlichen Richter Dr. Wiedemann 
und Thieß für Recht erkannt:

Die Revision des Klägers gegen das Urteil des 
Landesarbeitsgerichts Baden - Württemberg vom 
28. August 1974 - 8 Sa 81/74 - wird zurückge­
wiesen.

Der Kläger trägt die Kosten der Revision.
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V o n R e c h t s w e g e n  !

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


Tatbestand:

Der Kläger war als Leiter der Buchhaltung seit 
Oktober 1972 bei der Beklagten gegen ein Monatsgehalt 
von zuletzt 2.7oo,— DM brutto tätig. Mit Einschreibe­
brief vom 17* November 197$ hat die Beklagte dem Klä­
ger zum 31. Dezember 197$ deswegen gekündigt, weil sie 
sich entschlossen hatte, ab Januar 1974- die Buchhal­
tung durch ein von ihr beauftragtes Steuerbüro erledi­
gen zu lassen. Der eingeschriebene Brief wurde dem 
Vermieter des Klägers am 19. November 197$ gegen eine 
Empfangsbestätigung vom Postboten ausgehändigt. Der 
Vermieter legte das Einschreiben auf einen Schrank, 
der vor dem vom Kläger bewohnten Zimmer stand. Wie die 
Beklagte wußte, war der Kläger seinerzeit seit etwa 
zwei Wochen bettlägerig erkrankt.

Der Kläger hat Klage auf Feststellung erhoben, 
daß das Arbeitsverhältnis durch diese Kündigung nicht 
zum 3^* Dezember 197$ aufgelöst worden sei. Er hat vor­
getragen, die Kündigung zum 31* Dezember 197$ sei nicht 
fristgerecht erfolgt, weil er den Einschreibebrief wegen 
seiner Erkrankung erst am 2o. November 197$ habe in 
Empfang nehmen können. Die deswegen erst zum 31* März 
1974- mögliche Kündigung sei nicht wirksam, weil sie 
nicht durch dringende betriebliche Erfordernisse bedingt 
sei.

Das Arbeitsgericht hat nach dem ürteilstenor zwar 
der Klage voll stattgegeben, in den Entscheidungsgründen 
aber ausgeführt, durch die Kündigung sei das Arbeitsver­
hältnis zwar noch nicht zum 31* Dezember 197$ > wohl 
aber zum 31* März 1974- beendet worden, weil sie nicht 
sozialwidrig sei.

Auf die allein von der Beklagten eingelegte Berufung 
hat das Landesarbeitsgericht die Klage abgewiesen und 
ausgeführt, die Kündigung sei dem Kläger am 19* November 
197$ mit der Aushändigung des Einschreibebriefes an den
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Vermieter zugegangen. Nach seiner Überzeugung müsse zudem 
davon ausgegangen werden, daß der Kläger trotz seiner 
Krankheit durchaus in der Lage gewesen wäre, von dem Ein­
schreibebrief bereits am 19. November 1973 Kenntnis zu 
nehmen, Deswegen sei die Kündigungsfrist für die sozial 
gerechtfertigte ordentliche Kündigung zum 31* Dezember 1973 
gewahrt.

Mit der Revision begehrt der Kläger nur noch die Fest­
stellung, daß das Arbeitsverhältnis durch die Kündigung der 
Beklagten erst zum 31« März 1974- aufgelöst worden ist. Die 
Beklagte hat beantragt, die Revision zurückzuweisen.

Entscheidungsgründe:

Die Revision ist unbegründet.
1. Nachdem der Kläger gegen das Urteil des Arbeitsgerichts 
keine Anschlußberufung eingelegt und auch mit der Revision 
seinen Feststellungsantrag eingeschränkt hat, wie sich aus 
der Revisionsbegründung und einer Stellungnahme seines Pro­
zeßbevollmächtigten ergibt, ist nicht erneut zu prüfen, ob 
die vom Kläger angegriffene ordentliche Kündigung der Beklag­
ten sozial gerechtfertigt ist. Davon ist vielmehr in der Re­
visionsinstanz auszugehen und zu entscheiden/ist nur noch, 
ob durch diese Kündigung das ArbeitsVerhältnis mit Ablauf 
des 31» Dezember 1973 oder erst zum 31* März 1974- geendet 
hat.
2. Das Landesarbeitsgericht hat im Ergebnis zutreffend an­
genommen, daß durch die von der Beklagten mit Schreiben vom 
17. November 1973 ausgesprochene Kündigung zum 31» Dezember 
1973 die Kündigungsfrist des § 622 Abs. 1 BGB eingehalten 
worden ist, weil die Kündigung dem Kläger bereits am 19. 
November 1973 zugegangen ist.
a) Nach § 13o Abs. 1 BGB wird eine unter Abwesenden abge­
gebene Willenserklärung in dem Zeitpunkt wirksam, in wel-
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chem sie dem Empfänger zugeht. Eine scäriftliclxe Willens­
erklärung ist dann zugegangen, sobald sie in verkehrsüb- 
licher Art in die tatsächliche Verfügungsgewalt des Emp­
fängers oder eines anderen, der ihn in der Empfangnahme 
von Briefen vertreten konnte, gelangt ist und es dadurch 
dem Empfänger ermöglicht wird, von dem Schreiben Kenntnis zu 
nehmen (vgl. BGH, NJW 1965, 965 [966] und BGB-RGRK, 11. 
Aufl., § 13o Anm. 12). Wenn diese Möglichkeit für den 
Empfänger unter gewöhnlichen Verhältnissen besteht, ist 
es unerheblich, wann er die Erklärung tatsächlich zur 
Kenntnis genommen hat oder ob er daran durch Krankheit 
oder andere besondere Umstände zunächst gehindert war 
(vgl. RGZ 6o, 334- [336] j BGH, aaO und VersR. 1971,262;Stau- 
dinger-Coing, BGB, 11. Aufl., § 13o Anm. 4- c mit wei­
teren Nachweisen). Dabei genügt es, wenn ein Brief an 
eine Person ausgehändigt wird, die nach der Verkehrs­
auffassung als ermächtigt anzusehen ist, den Empfänger 
in der Empfangnahme zu vertreten (vgl. Staudinger-Coing, 
aaO und Lehmann, Allgemeiner Teil des Bürgerlichen 
Rechts, 14-.Aufl., S. 216). Es ist nicht erforderlich, 
daß dem Dritten, der die schriftliche Willenserklärung 
für den Empfänger entgegennimmt, eine besondere Voll­
macht oder Ermächtigung erteilt worden ist. Da auf die 
Verkehrssitte abzustellen ist, brauchen entgegen der 
Auffassung des Landesarbeitsgerichts auch nicht die 
Grundsätze über die sogenannte Duldungsvollmacht heran­
gezogen zu werden.

Zu den empfangsberechtigten Vertretern gehören nach 
der Verkehrsauffassung nicht nur die Familienangehöri­
gen und die Hausangestellten des Empfängers, sondern 
insbesondere auch sein Zimmervermieter (vgl. RGZ 5o,
191 [1953 und BGB-RGRK, aaO). Das Reichsgericht ist in 
der genannten Entscheidung schon im Jahre 19o2 von 
einer solchen Verkehrssitte ausgegangen, indem es aus­
geführt hat, wenn ein Brief an die Wohnungswirtin des 
Empfängers übergeben worden sei, könne unbedenklich 
angenommen werden, daß sie zur Empfangnahme von Briefen
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für ihn befugt war.
b) Für Einschreibesendungen gilt dann nichts anderes, wem 
- wie im Streitfall - dem Vermieter nicht nur ein Benach­
richtigungszettel, sondern der Brief selbst ausgehändigt 
wird (vgl. RAG HER 194-0 Nr. 14-27} OLG Frankfurt, VersR 
1951, 99} OLG Celle, NJW 1974-, 1386} Soergel-Siebert- 
Hefermehl, BGB, lo.Aufl., § 13o Anm. 9 und Palandt-Heinriche 
BGB, 34-. Aufl., § 13o Anm. 2 a - aa). Diese Auffassung ent­
spricht auch der Entscheidung des Senats vom 15» November
1962 - 2 AZR 3o1/62 - (BAG 13, 313 = AP Nr. 4 zu § 13o BGB) 
Wenn es in dem Leitsatz dieses Urteils heißt, ein Ein­
schreibebrief sei dann zugegangen, wenn er dem Empfänger 
oder seinem Bevollmächtigten ausgehändigt werde,* dann folgt 
hieraus nicht, daß es sich um einen Vertreter handeln muß, 
den der Empfänger rechtsgeschäftlich bevollmächtigt oder
zu seinem Boten bestellt hat. Der Senat hatte damals keinen 
Anlaß, den Begriff des "Bevollmächtigten” näher zu be­
schreiben.
c) Da das Kündigungsschreiben vom 17* November 1973 da­
nach schon mit der Aushändigung an den Vermieter in den 
Machtbereich des Klägers gelangt und ihm damit nach § 13o 
BGB zugegangen ist, kann es dahingestellt bleiben, ob die 
Ersatzzustellung an den Vermieter auch ‘'postordnungsmäßig” 
erfolgt ist (vgl. dazu § 51 der Postordnung vom 16. Mai
1963 BGBl. I S. 341 und uu den Voraussetzungen der Ersatz­
zustellung weiter BVerwG, NJW 1962, 7o), wie das Landes­
arbeitsgericht aufgrund einer Auskunft des zuständigen 
Postamtes angenommen hat (vgl. RAG aaO.).Ebenso wie die 
prozessuale Wirksamkeit von Zustellungen nicht durch 
postalische Gesetze oder Anweisungen geregelt werden kann 
(vgl. BAG AP Nr. 5 zu § 182 ZPO),hängt der;, nach § 13o Abs.' 
BGB zu beurteilende Zeitpunkt des Zugangs einer schriftliche 
Willenserklärung nicht davon ab, ob die Vorschriften der 
Postordnung beachtet worden sind.
d) Auch auf die vom Landesarbeitsgericht im Rahmen seiner 
Hilfsbegrüiömg getroffene und von der Revision nicht mit
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Verfahrensrügen angegriffene Feststellung, der Kläger 
habe trotz seiner Erkrankung noch am 19« November 1973 
den vor seinem Zimmer abgelegten Einschreibebrief an 
sich nehmen können, kommt es nach den vorstehenden 
Grundsätzen nicht mehr an. Aus diesem für den Senat 
bindend festgestellten Sachverhalt ließe sich zwar 
ebenfalls ein Zugang der Kündigung am 19« November 
1973 herleiten. Auf die Hilfsbegründung des angefoch­
tenen Urteils braucht aber deswegen nicht zurückge­
griffen zu werden, weil der Zugang der Kündigung 
am 19. November 1973 bereits zu einem früheren Zeit­
punkt, nämlich mit der Aushändigung an den Vermieter 
des Klägers, erfolgt ist.
3. Da die Feststellungsklage des Klägers auch in der 
nunmehr gestellten Fassung unbegründet ist, war seine 
Revision mit der Kostenfolge aus § 97 ZPO zurückzuwei­
sen.

gez.:Hillebrecht Roeper Dr. Jobs
Thieß Dr. Wiedemann
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